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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 334/98 DER KOMMISSION

vom 11. Februar 1998

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21. Dezember 1994 mit Durchfüh-
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemüse (1), zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2375/96 (2), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28. Dezember 1992 über die Rechnungsein-
heit und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik
anzuwendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 150/95 (4), insbesondere
auf Artikel 3 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der

pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in
ihrem Anhang angeführten Erzeugnisse und Zeiträume
festgelegt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Februar 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 11. Februar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66.
(2) ABl. L 325 vom 14. 12. 1996, S. 5.
(3) ABl. L 387 vom 31. 12. 1992, S. 1.
(4) ABl. L 22 vom 31. 1. 1995, S. 1.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 11. Februar 1998 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler
Einfuhrpreis

0702 00 00 204 47,0
212 106,4
624 185,9
999 113,1

0707 00 05 052 126,4
204 85,9
999 106,2

0709 10 00 220 167,8
999 167,8

0709 90 70 052 138,0
204 159,2
999 148,6

0805 10 10, 0805 10 30, 0805 10 50 052 39,1
204 36,2
212 41,2
600 51,4
624 50,1
999 43,6

0805 20 10 204 74,9
999 74,9

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70,
0805 20 90 052 58,2

204 74,5
464 82,7
600 75,7
624 80,4
662 47,6
999 69,8

0805 30 10 052 78,1
400 61,7
600 76,5
999 72,1

0808 10 20, 0808 10 50, 0808 10 90 060 51,5
400 97,3
404 98,8
720 69,2
728 81,1
999 79,6

0808 20 50 388 99,6
400 127,5
528 102,8
999 110,0

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2317/97 der Kommission (ABl. L 321 vom 22. 11. 1997,
S. 19). Der Code „999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 335/98 DER KOMMISSION

vom 11. Februar 1998

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für
Melasse im Zuckersektor

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame Marktor-
ganisation für Zucker (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1599/96 (2),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1422/95 der
Kommission vom 23. Juni 1995 mit Durchführungsbe-
stimmungen für die Einfuhr von Melasse im Zucker-
sektor und zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr.
785/68 (3), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2 und
Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 wird der cif-
Preis bei der Einfuhr von Melasse, im folgenden „reprä-
sentativer Preis“ genannt, nach Maßgabe der Verordnung
(EWG) Nr. 785/68 der Kommission ( 4) bestimmt. Dieser
Preis gilt für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der
genannten Verordnung.

Der repräsentative Preis für Melasse wird für einen
Grenzübergangsort der Gemeinschaft, in diesem Fall
Amsterdam, festgesetzt. Der Preis muß auf der Grundlage
der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem Welt-
markt unter Berücksichtigung der nach Maßgabe der
etwaigen Qualitätsunterschiede gegenüber der Standard-
qualität berichtigten Notierungen oder Preises dieses
Marktes berechnet werden. Die Standardqualität für
Melasse ist in der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 festge-
legt.

Zur Feststellung der günstigsten Einkaufsmöglichkeiten
auf dem Weltmarkt müssen alle Informationen betref-
fend die Angebote auf dem Weltmarkt, die auf den wich-
tigen Märkten in Drittländern festgestellten Preise und
die Verkaufsabschlüsse im Rahmen des internationalen
Handels berücksichtigt werden, die die Kommission von
den Mitgliedstaaten erhält bzw. die ihr aus eigenen
Quellen vorliegen. Bei dieser Feststellung gemäß Artikel
7 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68 ist es möglich, den
Durchschnitt mehrerer Preise zugrunde zu legen, soweit
dieser Durchschnitt für die tatsächliche Markttendenz als
repräsentativ gelten kann.

Nicht berücksichtigt werden die Informationen, wenn die
Ware nicht gesund und von handelsüblicher Qualität ist
oder wenn der Angebotspreis nur eine geringe, für den
Markt nicht repräsentative Menge betrifft. Außerdem sind
Angebotspreise auszuschließen, die als für die tatsäch-
liche Markttendenz nicht repräsentativ gelten.

Um vergleichbare Angaben für Melasse der Standardqua-
lität zu erhalten, müssen die Preise je nach Qualität der
angebotenen Melasse nach Maßgabe der in Anwendung
von Artikel 6 der Verordnung (EWG) Nr. 785/68
erzielten Ergebnisse erhöht oder verringert werden.

Ein repräsentativer Preis kann ausnahmsweise während
eines begrenzten Zeitraums auf unveränderter Höhe
beibehalten werden, wenn der Angebotspreis, der als
Grundlage für die vorangegangene Festsetzung des reprä-
sentativen Preises gedient hat, der Kommission nicht zur
Kenntnis gelangt ist und die vorliegenden, offenbar für
die effektive Markttendenz nicht repräsentativen Ange-
botspreise zu plötzlichen und erheblichen Änderungen
des repräsentativen Preises führen würden.

Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unterschied,
so sind nach Maßgabe von Artikel 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1422/95 zusätzliche Einfuhrzölle festzusetzen. Bei
Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1422/95 sind für diese Zölle besondere
Beträge festzusetzen.

Aus der Anwendung dieser Bestimmungen ergibt sich,
daß die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle
bei der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse nach
Maßgabe des Anhangs dieser Verordnung festzusetzen
sind.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei
der Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 1422/95 werden entsprechend dem
Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Februar 1998 in Kraft.

(1) ABl. L 177 vom 1. 7. 1981, S. 4.
(2) ABl. L 206 vom 16. 8. 1996, S. 43.
(3) ABl. L 141 vom 24. 6. 1995, S. 12.
(4) ABl. L 145 vom 27. 6. 1968, S. 12.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 11. Februar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

ANHANG

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Zölle bei der Einfuhr von Melasse
im Zuckersektor

KN-Code
Repräsentativer Preis

je 100 kg Eigengewicht
des Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll
je 100 kg Eigengewicht

des Erzeugnisses

Bei der Einfuhr je 100 kg
Eigengewicht des Erzeugnisses
wegen der Aussetzung gemäß

Artikel 5 der Verordnung
(EG) Nr. 1422/95

anzuwendender Betrag (2)

1703 10 00 (1) 7,96  0,25

1703 90 00 (1) 9,64  0,00

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 1 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 785/68.
(2) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1422/95 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des

Gemeinsamen Zolltarifs.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 336/98 DER KOMMISSION

vom 11. Februar 1998

zur Änderung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unver-
ändertem Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame Markt-
organisation für Zucker (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1599/96 (2), insbesondere auf
Artikel 19 Absatz 4 zweiter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Erstattungen, die bei der Ausfuhr von Weiß- und
Rohzucker anzuwenden sind, wurden durch die Verord-
nung (EG) Nr. 289/98 der Kommission (3) festgesetzt.

Die Anwendung der in der Verordnung (EG) Nr. 289/98
enthaltenen Modalitäten auf die Angaben, über die die
Kommission gegenwärtig verfügt, führt dazu, daß die

derzeit geltenden Ausfuhrerstattungen entsprechend dem
Anhang zu dieser Verordnung zu ändern sind 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr in unverändertem
Zustand der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) der
Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 genannten und nicht
denaturierten Erzeugnisse, die im Anhang der geänderten
Verordnung (EG) Nr. 289/98 festgesetzt wurden, werden
wie im Anhang angegeben geändert.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Februar 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 11. Februar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 177 vom 1. 7. 1981, S. 4.
(2) ABl. L 206 vom 16. 8. 1996, S. 43.
(3) ABl. L 30 vom 5. 2. 1998, S. 5.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 11. Februar 1998 zur Änderung der
Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem Zustand

Erzeugniscode Betrag der Erstattung

 in ECU/100 kg 

1701 11 90 9100 37,00 (1)
1701 11 90 9910 34,66 (1)
1701 11 90 9950 (2)
1701 12 90 9100 37,00 (1)
1701 12 90 9910 34,66 (1)
1701 12 90 9950 (2)

 in ECU/1 % Saccharose × 100 kg 

1701 91 00 9000 0,4022

 in ECU/100 kg 

1701 99 10 9100 40,22
1701 99 10 9910 40,35
1701 99 10 9950 40,35

 in ECU/1 % Saccharose × 100 kg 

1701 99 90 9100 0,4022

(1) Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 v. H. Wenn
der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von 92 v. H. abweicht, wird
der anwendbare Erstattungsbetrag gemäß den Bestimmungen von Artikel 17a
Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 errechnet.

(2) Diese Festsetzung wurde ausgesetzt durch die Verordnung (EWG) Nr. 2689/85
der Kommission (ABl. L 255 vom 26. 9. 1985, S. 12), geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 3251/85 (ABl. L 309 vom 21. 11. 1985, S. 14).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 337/98 DER KOMMISSION

vom 11. Februar 1998

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Ausfuhrerstattung für Weißzucker für die
im Rahmen der Dauerausschreibung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1408/97

durchgeführte 26. Teilausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates vom 30. Juni 1981 über die gemeinsame Markt-
organisation für Zucker (1), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1599/96 (2), insbesondere auf
Artikel 17 Absatz 5 zweiter Unterabsatz Buchstabe b),

in Erwägung nachstehender Gründe:

Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1408/97 der Kommis-
sion vom 22. Juli 1997 betreffend eine Dauerausschrei-
bung für die Festsetzung von Abschöpfungen und/oder
Erstattungen bei der Ausfuhr von Weißzucker (3) werden
Teilausschreibungen für die Ausfuhr dieses Zuckers
durchgeführt.

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1408/97 ist gegebenenfalls ein Höchstbetrag der Aus-
fuhrerstattung für die betreffende Teilausschreibung
insbesondere unter Berücksichtigung der Lage und der

voraussichtlichen Entwicklung des Zuckermarktes in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarktes festzusetzen.

Nach Prüfung der Angebote sind für die 26. Teilaus-
schreibung die in Artikel 1 genannten Bestimmungen
festzulegen.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Zucker 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1408/97 durch-
geführte 26. Teilausschreibung für Weißzucker wird eine
Ausfuhrerstattung von höchstens 43,436 ECU je 100 kg
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Februar 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 11. Februar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 177 vom 1. 7. 1981, S. 4.
(2) ABl. L 206 vom 16. 8. 1996, S. 43.
(3) ABl. L 194 vom 23. 7. 1997, S. 16.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 338/98 DER KOMMISSION

vom 11. Februar 1998

betreffend die Festsetzung der Höchstbeträge der Erstattungen bei der Ausfuhr
von Olivenöl für die 6. Teilausschreibung im Rahmen der mit der Verordnung

(EG) Nr. 1978/97 eröffneten Dauerausschreibung

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates
vom 22. September 1966 über die Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Fette (1), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1581/96 (2),
insbesondere auf Artikel 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1978/97 der Kommis-
sion (3) wurde eine Dauerausschreibung für die Festset-
zung der Erstattungen bei der Ausfuhr von Olivenöl
eröffnet.

Gemäß Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 1978/97 wird
unter Berücksichtigung insbesondere der Lage und der
voraussichtlichen Entwicklung des Olivenölmarkts in der
Gemeinschaft sowie des Weltmarkts und auf der Grund-
lage der eingegangenen Angebote ein Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung festgesetzt, wobei die Bieter den

Zuschlag erhalten, deren Angebot dem Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung entspricht oder darunter liegt.

Die Anwendung dieser Vorschriften führt zur Festsetzung
der im Anhang genannten Höchstbeträge der Ausfuhrer-
stattung.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses für Fette 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Höchstbeträge der Erstattungen bei der Ausfuhr von
Olivenöl für die 6. Teilausschreibung im Rahmen der mit
der Verordnung (EG) Nr. 1978/97 eröffneten Daueraus-
schreibung werden auf der Grundlage der im Anhang bis
9. Februar 1998 eingereichten Angebote festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 12. Februar 1998 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 11. Februar 1998

Für die Kommission
Franz FISCHLER

Mitglied der Kommission

(1) ABl. 172 vom 30. 9. 1966, S. 3025/66.
(2) ABl. L 206 vom 16. 8. 1996, S. 11.
(3) ABl. L 278 vom 11. 10. 1997, S. 7.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 11. Februar 1998 betreffend die Festsetzung der
Höchstbeträge der Erstattungen bei der Ausfuhr von Olivenöl für die 6. Teilausschreibung
im Rahmen der mit der Verordnung (EG) Nr. 1978/97 eröffneten Dauerausschreibung

(ECU/100 kg)

Erzeugniscode Erstattungsbetrag

1509 10 90 9100 9,00

1509 10 90 9900 
1509 90 00 9100 8,00

1509 90 00 9900 
1510 00 90 9100 
1510 00 90 9900 

NB: Die die Erzeugnisse betreffenden Codes sowie die Verweisungen
und Fußnoten sind durch die geänderte Verordnung (EWG) Nr.
3846/87 der Kommission bestimmt.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 4. Februar 1998

mit Durchführungsbestimmungen zu den von Sachverständigen der Kommis-
sion in den Mitgliedstaaten vor Ort durchgeführten Kontrollen im Veterinärbe-

reich

(Text von Bedeutung für den EWR)

(98/139/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEIN-
SCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 64/433/EWG des Rates vom
26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit
frischem Fleisch (1), zuletzt geändert durch die Richtlinie
95/23/EG (2), insbesondere auf Artikel 12, sowie auf die
entsprechenden Bestimmungen der übrigen Richtlinien
und Entscheidungen im Veterinärbereich, insbesondere
derjenigen über die gesundheitlichen Fragen beim inner-
gemeinschaftlichen Handel mit Erzeugnissen tierischer
Herkunft, zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen
Anforderungen an den Handelsverkehr mit Tieren und
tierischen Erzeugnissen, über die Untersuchung von
Tieren und von frischem Fleisch auf Rückstände, zur
Bekämpfung oder Tilgung bestimmter Krankheiten, über
Mindestanforderungen für das Wohlbefinden der Tiere,
über finanzielle Maßnahmen zur Tilgung der Krank-
heiten und über bestimmte Ausgaben im Veterinärbe-
reich,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Kommission sollte allgemeine Durchführungs-
bestimmungen zur Festlegung der Bedingungen erlassen,
unter denen die in den entsprechenden Richtlinien und
Entscheidungen genannten Kontrollen vor Ort in

Zusammenarbeit mit den betroffenen Mitgliedstaaten
erfolgen sollten.

Im Rahmen der Kontrollen vor Ort gemäß Artikel 12 der
Richtlinie 64/433/EWG und Artikel 10 der Richtlinie
71/118/EWG des Rates vom 15. Februar 1971 zur Rege-
lung gesundheitlicher Fragen bei der Gewinnung und
dem Inverkehrbringen von frischem Geflügelfleisch (3),
zuletzt geändert durch die Richtlinie 96/23/EG (4), kann
die Kommission die Anwendung der Bestimmungen der
Richtlinie 85/73/EWG des Rates vom 29. Januar 1985
über die Finanzierung der veterinär- und hygienerecht-
lichen Kontrollen nach den Richtlinien 89/662/EWG,
90/425/EWG, 90/675/EWG und 91/496/EWG (5), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 96/43/EG (6), unangekün-
digt überprüfen.

Sofern dies zur einheitlichen Anwendung des Gemein-
schaftsrechts erforderlich ist, sollten die Kontrollen vor
Ort in Programme aufgenommen werden, die nach Erör-
terung mit den betreffenden Mitgliedstaaten und Bera-
tungen im Rahmen des Ständigen Veterinärausschusses
ausgearbeitet werden.

Diese Zusammenarbeit sollte sich bei den Kontrollen vor
Ort fortsetzen und zusätzlich dazu führen, daß sich die
Sachverständigen der Kommission von Sachverständigen
begleiten lassen können, die von der Kommission
bezeichnet werden, bestimmten Verpflichtungen unter-
liegen und ihre Reise- und Aufenthaltskosten erstattet
bekommen.

(3) ABl. L 55 vom 8. 3. 1971, S. 23.
(4) ABl. L 125 vom 23. 5. 1996, S. 10.

(1) ABl. 121 vom 29. 7. 1964, S. 2012/64. (5) ABl. L 32 vom 5. 2. 1985, S. 14.
(2) ABl. L 243 vom 11. 10. 1995, S. 7. (6) ABl. L 162 vom 1. 7. 1996, S. 1.
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Im Sinne der Effizienz sollten Fristen für die Mitteilung
der Kommission über die Ergebnisse der Kontrollen an
die Mitgliedstaaten, in denen die Kontrollen durchge-
führt wurden, sowie für die Abgabe von Stellungnahmen
dieser Mitgliedstaaten festgesetzt werden.

Es ist sicherzustellen, daß die Ergebnisse der Kontrollen
vor Ort von den betreffenden Mitgliedstaaten berücksich-
tigt werden.

Im Sinne der Transparenz sollten das Europäische Parla-
ment, die Verbraucher und die Produzenten, soweit der
EG-Vertrag dies vorsieht und insbesondere die Geheim-
haltungspflicht gemäß Artikel 214 EG-Vertrag gewahrt
wird, über die Ergebnisse der Kontrollen und die sich
daraus ergebenden Empfehlungen für Maßnahmen unter-
richtet werden.

Es ist auch ein Schnellverfahren vorzusehen, das den
Erlaß von gemeinschaftlichen Entscheidungen gestattet,
sofern solche erforderlich sind, insbesondere in den
Fällen, in denen anläßlich der Kontrollen vor Ort eine
ernsthafte Gefahr für die öffentliche Gesundheit festge-
stellt wurde, oder falls sich erweist, daß die Maßnahmen,
die infolge dieser Kontrollen als unerläßlich anerkannt
wurden, nicht durchgeführt worden sind.

Im Sinne der Klarheit sollte die Entscheidung 96/
345/EG der Kommission (1) aufgehoben werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Mit dieser Entscheidung werden Durchführungs-
bestimmungen zu den Kontrollen vor Ort im Veterinär-
bereich erlassen, die Sachverständige der Kommission in
den Mitgliedstaaten durchführen.

Im Sinne dieser Entscheidung sind Kontrollen vor Ort
im Veterinärbereich (nachstehend „Kontrollen“ genannt)
die Aktionen zur Überprüfung und Inspektion, die erfor-
derlich sind, um die einheitliche Anwendung der Bestim-
mungen der Gemeinschaftsregelung zu gewährleisten.

(2) Die Bestimmungen dieser Entscheidung finden
unbeschadet sonstiger zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und Drittländern geschlossener Überein-
kommen über den Handel mit lebenden Tieren und
tierischen Erzeugnissen betreffende Hygienemaßnahmen
Anwendung

Artikel 2

Die Kontrollen werden in jedem Mitgliedstaat durchge-
führt. Die Kommission legt ein allgemeines Kontrollpro-
gramm für die betreffenden Regelungen fest und legt es
im Ständigen Veterinärausschuß zur Beratung vor.

Dieses allgemeine Programm umfaßt Angaben über alle
Aktionen, die die Kommission im Rahmen der
Kontrollen durchführt.

Artikel 3

(1) Die Ausarbeitung und Durchführung der Kontroll-
programme erfolgt in Zusammenarbeit mit dem betref-
fenden Mitgliedstaat, der zu diesem Zweck einen oder
mehrere Sachverständige bezeichnet.

(2) Die Kommission kann nach Anhörung des betref-
fenden Mitgliedstaats bestimmte Kontrollen verschieben
oder vorverlegen oder zusätzliche Kontrollen vornehmen,
wenn sie dies insbesondere aus Gesundheits- oder Tier-
schutzgründen oder nach Maßgabe der Ergebnisse der
vorangegangenen Kontrollen für erforderlich hält.

(3) In allen Fällen unterrichtet die Kommission den
betreffenden Mitgliedstaat mindestens 10 Arbeitstage vor
Beginn dieser Kontrollprogramme.

Artikel 4

(1) Zusätzlich zu den Sachverständigen des besuchten
Mitgliedstaats können die Sachverständigen der Kommis-
sion während der Kontrollen durch einen oder mehrere
Sachverständige eines oder mehrere Mitgliedstaaten
begleitet werden, wenn dieser Sachverständige in der in
Absatz 2 genannten Liste aufgebührt ist.

Während der Vorbereitung eines Kontrollbesuchs kann
der Mitgliedstaat, auf dessen Gebiet die Kontrolle durch-
geführt werden soll, einmalig von der Möglichkeit
Gebrauch machen, die Teilnahme eines der Sachverstän-
digen eines anderen Mitgliedstaats abzulehnen.

(2) Jeder Mitgliedstaat schlägt der Kommission minde-
stens zwei Sachverständige mit speziellen Fachkennt-
nissen in benannten Zuständigkeitsbereichen vor und
teilt ihr deren Namen, besondere Fachgebiete, genaue
Dienstanschriften sowie Telefon- und Telefaxnummern
mit.

Die Kommission führt eine Liste dieser Sachverständigen
und nimmt mit der zuständigen Behörde des Mitglied-
staats des Sachverständigen Rücksprache, bevor sie ihn
einlädt, die Sachverständigen der Kommission bei den in
Absatz 1 genannten Kontrollbesuchen zu begleiten.

Gelangt ein Mitgliedstaat zu der Ansicht, daß einer der
von ihm vorgeschlagenen Sachverständigen nicht mehr
in der Liste aufgeführt werden sollte, so unterrichtet er
hiervon die Kommission. Sollte die geforderte Mindest-
zahl von Sachverständigen dann nicht mehr erreicht
werden, so schlägt der Mitgliedstaat der Kommission
einen oder mehrere andere Sachverständige vor.

Artikel 5

(1) Bei den Kontrollen untersteht/unterstehen der/die
von der Kommission bezeichnete(n) Sachverständige(n)
den Weisungen der Kommission.

(2) Die von diesem/diesen Sachverständigen während
der Kontrolle gesammelten Informationen oder gezo-
genen Schlußfolgerungen dürfen unter keinen
Umständen für eigene Zwecke genutzt oder an Personen
weitergegeben werden, die den zuständigen Dienststellen
der Kommission bzw. der Mitgliedstaaten nicht ange-
hören.(1) ABl. L 133 vom 4. 6. 1996, S. 29.
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(3) Die Kommission übernimmt die Reise- und Aufent-
haltskosten des/der von der Kommission bezeichneten
Sachverständigen des Mitgliedstaats gemäß ihren Bestim-
mungen über die Erstattung der Reise- und Aufenthalts-
kosten für nicht der Kommission angehörende Personen,
die von ihr als Sachverständige in Anspruch genommen
werden.

Artikel 6

(1) Ein Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die
Kontrollen gemäß dieser Entscheidung durchgeführt
werden, gewährt den Sachverständigen der Kommission
und den von der Kommission bezeichneten Sachverstän-
digen bei der Ausübung ihrer Aufgaben die erforderliche
Unterstützung. Insbesondere ermöglicht der Mitgliedstaat
es diesen Sachverständigen, gleichermaßen wie die
Bediensteten der zuständigen Behörde mit jeder
gewünschten Person zusammenzutreffen und Zugang zu
allen erforderlichen Informationen und Unterlagen sowie
zu den Orten, Gebäuden, Anlagen und Transportmitteln
zu haben, an denen die Kontrollen durchgeführt werden
müssen.

(2) Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 5
Absatz 1 halten sich die Sachverständigen bei der Durch-
führung der Kontrollen an die Weisungen, die die
Bediensteten der zuständigen Stellen des in Absatz 1
genannten Mitgliedstaats beachten müssen.

Artikel 7

(1) Nach Durchführung der Kontrollen unterrichten die
Sachverständigen der Kommission den Mitgliedstaat
mündlich über ihre Schlußfolgerungen und erforderli-
chenfalls über die von ihnen als notwendig erachteten
Korrekturmaßnahmen und deren Dringlichkeit.

Die Kommission bestätigt die Ergebnisse der Kontrollen
innerhalb von 20 Arbeitstagen in einem schriftlichen
Bericht, sofern alle bei den Kontrollen angeforderten,
aber zu diesem Zeitpunkt nicht verfügbaren zusätzlichen
Angaben bis dahin eingegangen sind.

Der Mitgliedstaat nimmt innerhalb von 25 Arbeitstagen
nach Erhalt des schriftlichen Berichts von der Kommis-
sion dazu Stellung.

In dringenden Fällen oder wenn bei den Kontrollen vor
Ort eine Gefahr für die Gesundheit festgestellt wird, wird
der Mitgliedstaat unverzüglich und in jedem Fall binnen
10 Arbeitstagen nach Abschluß der Kontrolle schriftlich
von den Kontrollergebnissen in Kenntnis gesetzt. Der
Mitgliedstaat nimmt unverzüglich Stellung, spätestens
jedoch binnen 10 Arbeitstagen nach Erhalt des schriftli-
chen Berichts von der Kommission.

Bei der Bereitstellung von Informationen über die
Kontrollergebnisse kommt die Kommission insbesondere
den Verpflichtungen gemäß Artikel 214 EG-Vertrag
nach.

Diese Bestimmungen gelten unbeschadet der Befugnisse
der Kommission, vorläufige Schutzmaßnahmen gemäß
den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft im Veterinärbe-
reich zu treffen.

(2) Der Mitgliedstaat trifft alle erforderlichen Korrektur-
maßnahmen, um den Ergebnissen der durchgeführten
Kontrollen Rechnung zu tragen.

(3) Stellen die Sachverständigen der Kommission bei
den Kontrollen erhebliche Verstöße gegen die Gemein-
schaftsvorschriften in einem Mitgliedstaat oder einer oder
mehreren Regionen dieses Mitgliedstaats fest, so muß
dieser Mitgliedstaat auf Aufforderung der Kommission
die allgemeine Lage in diesem Bereich einer einge-
henden Prüfung unterziehen. Gegebenenfalls kann der
Mitgliedstaat nach Beratung mit der Kommission diese
Prüfung auf die Region bzw. Regionen begrenzen, die
dem Kontrollprogramm unterlagen; er unterrichtet die
Kommission innerhalb der von ihr festgesetzten Frist
über das Ergebnis dieser Kontrollen und die
Maßnahmen, die zur Behebung der Probleme getroffen
werden.

(4) Hat der betreffende Mitgliedstaat die infolge der
Kontrollen erforderlichen geeigneten Korrekturmaß-
nahmen nicht innerhalb der festgesetzten Frist durchge-
führt und wurde insbesondere anläßlich dieser
Kontrollen eine ernsthafte Gefahr für die menschliche
oder tierische Gesundheit oder den Tierschutz festge-
stellt, so ergreift die Kommission nach dem Verfahren
des Artikels 17 der Richtlinie 89/662/EWG des Rates (1)
alle Maßnahmen, die sie für notwendig erachtet.

Artikel 8

(1) Die Kommission unterrichtet alle Mitgliedstaaten
regelmäßig im Rahmen des Ständigen Veterinäraus-
schusses über die Ergebnisse der in jedem Mitgliedstaat
durchgeführten Kontrollen und die sich dauraus erge-
benden Handlungsempfehlungen.

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament
von diesen Ergebnissen und Empfehlungen.

Des weiteren werden diese Ergebnisse und Empfeh-
lungen regelmäßig von der Kommission veröffentlicht.

(2) Bei den in diesem Artikel vorgesehenen
Maßnahmen kommen die Kommission und die Mitglied-
staaten insbesondere den Verpflichtungen gemäß Artikel
214 EG-Vertrag nach.

Artikel 9

Die Vorschriften dieser Entscheidung werden vor dem
31. Dezember 1998 auf der Grundlage eines Berichts der
Kommission an die Mitgliedstaaten überprüft.

Artikel 10

Die Entscheidung 96/345/EG wird aufgehoben.

(1) ABl. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 13.
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Artikel 11

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 4. Februar 1998

Für die Kommission
Emma BONINO

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 4. Februar 1998

mit Durchführungsbestimmungen zu den von Sachverständigen der Kommis-
sion in Drittländern vor Ort durchgeführten Kontrollen im Veterinärbereich

(Text von Bedeutung für den EWR)

(98/140/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 71/118/EWG des Rates vom
15. Februar 1971 zur Regelung gesundheitlicher Fragen
bei der Gewinnung und dem Inverkehrbringen von
frischem Geflügelfleisch (1), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 96/23/EG (2), insbesondere auf Artikel 14,
sowie auf die entsprechenden Bestimmungen der
anderen Veterinärrichtlinien über die Einfuhr der
verschiedenen Tierarten und tierischen Erzeugnisse,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Kommission sollte allgemeine Durchführungs-
bestimmungen zur Festlegung der Bedingungen erlassen,
unter denen die Veterinärkontrollen in Drittländern vor
Ort in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten erfolgen
müssen.

Da bestimmte Modalitäten für die Durchführung der
Kontrollen vor Ort durch Sachverständige der Kommis-
sion allen Regelungen in dem genannten Bereich gemein
sein sollten, empfiehlt es sich, sie in einer einzigen
Entscheidung zu erlassen. Dessenungeachtet sollte die
Entscheidung 86/474/EWG der Kommission vom 11.
September 1986 zur Durchführung tierärztlicher
Kontrollen an Ort und Stelle im Rahmen der Regelung
über die Einfuhr von Rindern und Schweinen und
frischem Fleisch aus Drittländern (3) weiter Anwendung
finden.

Die genaue Durchführung der Pläne, die von den Dritt-
ländern gemäß der Richtlinie 92/117/EWG des Rates
vom 17. Dezember 1992 über Maßnahmen zum Schutz
gegen bestimmte Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tieren
und bei Erzeugnissen tierischen Ursprungs zur Verhü-
tung lebensmittelbedingter Infektionen und Vergif-
tungen (4), zuletzt geändert durch die Richtlinie 97/22/
EG (5), vorgelegt werden müssen, wird bei den Kontrollen
vor Ort geprüft.

Darüber hinaus sind bei der Inspektion der Betriebe, die
für die Ausfuhr von frischem Fleisch in die Gemeinschaft
zugelassen sind bzw. zugelassen werden sollen, gemäß
Artikel 15 der Richtlinie 93/119/EG des Rates vom 22.

Dezember 1993 über den Schutz von Tieren zum Zeit-
punkt der Schlachtung oder Tötung (6) die Schlachtbedin-
gungen zu kontrollieren.

Im Sinne der Effizienz müssen Fristen für die Mitteilung
der Kommission über die Ergebnisse der Kontrollen an
die Drittländer, in denen die Kontrollen durchgeführt
wurden, festgesetzt werden.

Sofern dies zur einheitlichen Anwendung des Gemein-
schaftsrechts erforderlich ist, sollten die Kontrollen vor
Ort in Programme aufgenommen werden, die nach Erör-
terung mit den Mitgliedstaaten und Beratungen im Stän-
digen Veterinärausschuß ausgearbeitet werden.

Diese Zusammenarbeit ist bei den Kontrollen vor Ort
fortzusetzen, die von den Sachverständigen der Kommis-
sion in Begleitung von Sachverständigen der Mitglied-
staaten durchgeführt werden, die von der Kommission
benannt werden. Diese Sachverständigen sollten
bestimmten Verpflichtungen unterliegen und ihre Reise-
und Aufenthaltskosten erstattet bekommen.

Nach jeder Kontrolle vor Ort ist sicherzustellen, daß die
Mitgliedstaaten von den Ergebnissen unterrichtet werden;
außerdem sind gegebenenfalls gemäß den Gemein-
schaftsvorschriften geeignete Maßnahmen vorzuschlagen.

Im Sinne der Transparenz sollten das Europäische Parla-
ment und die Verbraucher, soweit der EG-Vertrag dies
vorsieht und insbesondere die Geheimhaltungspflicht
gemäß Artikel 214 EG-Vertrag gewahrt wird, über die
Ergebnisse der Kontrollen und die sich daraus erge-
benden Empfehlungen für Maßnahmen unterrichtet
werden.

Gemäß dem WTO-Übereinkommen über die Anwen-
dung gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtli-
cher Maßnahmen, insbesondere Artikel 8 und Anhang C
Absatz 1 Buchstabe d), ist die Vertraulichkeit der bei den
Überwachungs-, Kontroll- und Genehmigungsverfahren
gewonnenen Informationen so zu gewährleisten, daß die
legitimen Handelsinteressen geschützt werden.

Im Sinne der Klarheit sollte die Entscheidung 97/
134/EG der Kommission (7) aufgehoben werden.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Veterinär-
ausschusses (1) ABl. L 55 vom 8. 3. 1971, S. 23.

(2) ABl. L 125 vom 23. 5. 1996, S. 10.
(3) ABl. L 279 vom 30. 9. 1986, S. 55.
(4) ABl. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 38. (6) ABl. L 340 vom 31. 12. 1993, S. 21.
(5) ABl. L 113 vom 30. 4. 1997, S. 9. (7) ABl. L 51 vom 21. 2. 1997, S. 54.
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Mit dieser Entscheidung werden Durchführungs-
bestimmungen für die Veterinärkontrollen vor Ort festge-
legt, die Sachverständige der Kommission in Begleitung
von Sachverständigen der Mitgliedstaaten in Drittländern
durchführen.

Im Sinne dieser Entscheidung sind Veterinärkontrollen
vor Ort (nachstehend „Kontrollen“ genannt) die
Prüfungs- und Inspektionsmaßnahmen, die erforderlich
sind, um festzustellen, ob unbeschadet der Kontrolle der
Anwendung der derzeitigen Veterinärbestimmungen die
gesundheitlichen, tierseuchenrechtlichen und den Tier-
schutz betreffenden Garantien des Drittlands in bezug
auf die Erzeugungs- und Vermarktungsbedingungen als
mit den in der Gemeinschaft verlangten zumindest
gleichwertig anzusehen sind.

(2) Insbesondere erlauben die Kontrollen, gemäß den
einschlägigen Rechtsvorschriften folgendes festzulegen
bzw. zu ändern:

 die Liste der Drittländer oder der Teile von Dritt-
ländern, aus denen die Mitgliedstaaten Einfuhren
zulassen;

 die Bedingungen für die Einfuhr aus den einzelnen
Drittländern, einschließlich der Gesundheitsbe-
scheinigung, die jede für die Gemeinschaft bestimmte
Sendung begleiten muß;

 die Liste der Betriebe, aus denen die Mitgliedstaaten
Einfuhren zulassen.

(3) Die Bestimmungen dieser Entscheidung finden
unbeschadet sonstiger zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und Drittländern geschlossener Überein-
kommen über den Handel mit lebenden Tieren und
tierischen Erzeugnissen betreffende Hygienemaßnahmen
Anwendung.

Artikel 2

(1) Die Kommission erstellt ein allgemeines Kontroll-
programm für die betreffenden Regelungen und Dritt-
länder und legt es im Ständigen Veterinärausschuß zur
Beratung vor.

Das allgemeine Programm enthält Informationen über
den Inhalt und die Häufigkeit der Maßnahmen, die von
der Kommission im Rahmen der in Absatz 1 genannten
Kontrollen unternommen werden.

(2) Die Kommission kann nach Beratung mit den
Mitgliedstaaten im Ständigen Veterinärausschuß
bestimmte Kontrollen verschieben, vorverlegen oder
zusätzliche Kontrollen vornehmen, wenn sie dies insbe-
sondere aus Gesundheitsgründen oder nach Maßgabe der
Ergebnisse vorangegangener Kontrollen für erforderlich
hält.

Artikel 3

(1) Die Sachverständigen der Kommission können
während der Kontrollen durch einen oder mehrere Sach-
verständige eines oder mehrerer Mitgliedstaaten begleitet

werden, wenn dieser Sachverständige in der in Absatz 2
genannten Liste aufgeführt ist.

(2) Jeder Mitgliedstaat schlägt der Kommission minde-
stens zwei Sachverständige mit speziellen Fachkennt-
nissen in benannten Zuständigkeitsbereichen vor und
teilt ihr deren Namen, besondere Fachgebiete, genaue
Dienstanschriften sowie Telefon- und Telefaxnummern
mit.

Die Kommission führt eine Liste dieser Sachverständigen
und nimmt mit der zuständigen Behörde des Mitglied-
staats des Sachverständigen Rücksprache, bevor sie den
Sachverständigen einlädt, die Sachverständigen der
Kommission bei den in Absatz 1 genannten Kontrollbe-
suchen zu begleiten.

Gelangt ein Mitgliedstaat zu der Ansicht, daß einer der
von ihm vorgeschlagenen Sachverständigen nicht mehr
in der Liste aufgeführt werden sollte, so unterrichtet er
hiervon die Kommission. Sollte die geforderte Mindest-
zahl von Sachverständigen dann nicht mehr erreicht
werden, so schlägt der Mitgliedstaat der Kommission
einen oder mehrere andere Sachverständige vor.

Artikel 4

(1) Bei den Kontrollen untersteht/unterstehen der/die
von der Kommission zur Begleitung ihrer Sachverstän-
digen benannte(n) Sachverständige(n) eines oder mehrerer
Mitgliedstaaten den Weisungen der Kommission.

Die von diesem/diesen Sachverständigen während der
Kontrolle gesammelten Informationen oder von ihm/
ihnen gezogenen Schlußfolgerungen dürfen unter keinen
Umständen für eigene Zwecke genutzt oder an Personen
weitergegeben werden, die den zuständigen Dienststellen
der Kommission bzw. der Mitgliedstaaten nicht ange-
hören.

(2) Die Kommission übernimmt die Reise- und Aufent-
haltskosten des/der von ihr benannten Sachverständigen
des Mitgliedstaats gemäß ihren Bestimmungen über die
Erstattung von Reise- und Aufenthaltskosten für nicht
der Kommission angehörende Personen, die von ihr als
Sachverständige in Anspruch genommen werden.

Artikel 5

Nach Durchführung der Kontrollen unterrichten die
Sachverständigen der Kommission das Drittland münd-
lich über ihre Schlußfolgerungen und erforderlichenfalls
über die von ihnen als notwendig erachteten Korrektur-
maßnahmen und deren Dringlichkeit.

Die Kommission bestätigt die Ergebnisse der Kontrollen
innerhalb von 20 Arbeitstagen durch einen schriftlichen
Bericht, sofern alle bei den Kontrollen angeforderten,
aber zu diesem Zeitpunkt nicht verfügbaren zusätzlichen
Angaben bis dahin eingegangen sind.

In dringenden Fällen oder wenn während der Kontrollen
eine Gefahr für die Gesundheit festgestellt wird, wird das
Drittland unverzüglich, spätestens jedoch binnen 10
Arbeitstagen nach Abschluß der Kontrolle schriftlich von
den Kontrollergebnissen in Kenntnis gesetzt.
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Bei der Bereitstellung von Informationen über die
Kontrollergebnisse kommt die Kommission insbesondere
den Verpflichtungen gemäß Artikel 214 EG-Vertrag
nach.

Diese Bestimmungen gelten unbeschadet der Befugnisse
der Kommission, vorläufige Schutzmaßnahmen gemäß
den Rechtsvorschriften der Gemeinschaft im Veterinärbe-
reich zu treffen.

Artikel 6

(1) Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten im
Ständigen Veterinärausschuß anhand schriftlicher
Berichte über die Ergebnisse der in jedem Drittland
durchgeführten Kontrollen vor Ort und über die sich
daraus ergebenden Handlungsempfehlungen.

Erforderlichenfalls und sofern die betreffende Regelung
dies vorsieht, weisen diese Berichte auf die Notwendig-
keit hin,

 eine der in Artikel 1 Absatz 2 erster Gedankenstrich
genannten Listen zu ändern,

 die in Artikel 1 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich
genannten Einfuhrbedingungen zu erstellen oder zu
ändern

 oder die in Artikel 1 Absatz 2 dritter Gedankenstrich
genannte Liste der Betriebe zu erstellen oder zu
ändern.

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament
von diesen Ergebnissen und Empfehlungen.

Diese Ergebnisse und Empfehlungen werden regelmäßig
von der Kommission veröffentlicht.

(2) Bei den in diesem Artikel vorgesehenen
Maßnahmen kommen die Kommission und die Mitglied-
staaten insbesondere den Verpflichtungen gemäß Artikel
214 EG-Vertrag nach.

Artikel 7

Diese Entscheidung wird vor dem 31. Dezember 1998
auf der Grundlage eines Berichts der Kommission an die
Mitgliedstaaten überprüft.

Artikel 8

Die Entscheidung 97/134/EG wird aufgehoben.

Artikel 9

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 4. Februar 1998

Für die Kommission
Emma BONINO

Mitglied der Kommission
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